Arbeitsblatt "Vorurteile Selbstbestimmt Leben 2–8"
[bookmark: _GoBack]Vorurteil 2: Selbstbestimmt Leben ist für einige Behinderte nicht möglich. Wir werden immer Heime brauchen

Art. 19 UN BRK 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu ermöglichen, indem sie unter anderem gewährleisten, dass 
a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben; 
b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist; 
c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen. 

Allgemeine Bemerkungen Nr. 5 
Abs. 20: „…Artikel 19 bezieht sich explizit auf alle Menschen mit Behinderungen. Weder die teilweise oder umfassende Einschränkung der rechtlichen Handlungsfähigkeit, noch das benötigte Maß an Unterstützung dürfen als Gründe angeführt werden, um Menschen mit Behinderungen das Recht auf selbstbestimmtes Leben in der Gemeinschaft zu verweigern oder einzuschränken…“. 
Abs.17: „… Personen mit komplexen Kommunikationsbedarfen, einschließlich derer, die informelle Mittel der Kommunikation nutzen ( Z.b. Kommunikation ohne Stellvertretung durch Gesichtsausdruck, Körperhaltung, Vokalisierung) müssen angemessene Unterstützung erhalten, damit sie ihre Anweisungen, Entscheidungen, Wahl oder Präferenz vermitteln können und diese anerkannt und respektiert werden.“
Abs. 21, 36

Vorurteil 3: Selbstbestimmt Leben bedeutet, keine Unterstützung durch Leistungserbringer zu brauchen

Art. 19 UN BRK 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu ermöglichen, indem sie unter anderem gewährleisten, dass 
a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben; 
b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist; 
c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen. 

Allgemeine Bemerkungen Nr. 5 
Abs. 28: „… Individuelle Unterstützungsdienste müssen als ein Recht und nicht als medizinische oder soziale Behandlung oder als Almosen betrachtet werden. Für viele Menschen mit Behinderungen ist der Zugang zu einer breiten Palette an individuellen Unterstützungsdiensten Grundvoraussetzung für ein Leben in der Gemeinschaft. Menschen mit Behinderungen haben das Recht, gemäß ihrem individuellen Bedarf und ihren persönlichen Präferenzen aus Diensten und Dienstleistern auszuwählen und Unterstützungsdienste sollten an individuelle Bedarfe angepasst werden und nicht umgekehrt….“

Abs. 15,16, 83


Vorurteil 4: Selbstbestimmt Leben führt zur Vereinsamung, weil Behinderte ihre Herkunftsfamilie verlassen und alleine leben müssen

Art. 19 UN BRK 
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu ermöglichen, indem sie unter anderem gewährleisten, dass 
a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben; 
b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist; 
c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen. 

Allgemeine Bemerkungen Nr. 5 
Abs. 16: „ Selbstbestimmt Leben ist ein wesentlicher Teil der individuellen Autonomie und Freiheit und bedeutet nicht automatisch, alleine zu leben…“


Vorurteil 5: SL ist mit zu großen Risiken verbunden. Einige Behinderte brauchen den Schonraum Heim als Schutz vor Ausbeutung, Missbrauch oder Vernachlässigung

Art. 19 UN BRK
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu ermöglichen, indem sie unter anderem gewährleisten, dass 
a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben; 
b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist; 
c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen. 

Allgemeine Bemerkungen Nr. 5 
Abs. 49: „ Die Achtung der Rechte aus Art.19 bedeutet, dass Vertragsstaaten Heime abbauen müssen. Vertragsstaaten dürfen weder neue Heime bauen, noch dürfen alte Einrichtungen über das notwendigste Maß der Sicherheitserhaltung für die Bewohner hinaus renoviert werden. Einrichtungen  sollten nicht erweitert werden, neue Bewohner sollten keine frei gewordenen Plätze einnehmen und „Satelliten“- Wohnarrangements, die als Zweig einer Einrichtungen entwickelt werden und die den Anschein individueller Lebensgestaltung haben (Apartments oder Einzelwohnungen) jedoch um Einrichtungen kreisen, sollten nicht geschaffen werden…“

Abs. 84: „ Es ist von höchster Bedeutung sicherzustellen, dass Unterstützungsdienste keinen Raum für potenziellen Missbrauch, Ausbeutung von Menschen mit Behinderungen oder jegliche gegen sie gerichtete Gewalt lassen (Art. 16). Behinderungs-, geschlechts- und altersspezifische Monitoringinstrumente, Rechtsbehelfe und Hilfe müssen allen Menschen mit Behinderungen, die die nach Art. 19 vorgeschriebenen Dienste nutzen, und die von Missbrauch, Gewalt und Ausbeutung betroffen sein können, zur Verfügung stehen….“


Vorurteil 6: SL kann durch Wohngruppen und Tageszentren für Behinderte erreicht werden

Art. 19 UN BRK
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu ermöglichen, indem sie unter anderem gewährleisten, dass 
a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben; 
b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist; 
c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen. 

Allgemeine Bemerkungen Nr. 5 
Abs. 16:“Weder große Einrichtungen mit mehr als hundert Bewohnerinnen und Bewohnern noch kleinere Wohngruppen mit fünf oder acht Personen, oder sogar Einfamilienhäuser können, wenn sie bestimmte einrichtungsspezifische Merkmale aufweisen, als Selbstbestimmtes Leben oder als Form des Lebens in der Gemeinschaft bezeichnet werden. Heime können sich der Größe, dem Namen und der Organisation nach unterscheiden, aber sie zeichnen sich durch folgende Kriterien aus: Verpflichtung zur gemeinsamen Nutzung von Assistenz und keinen oder eingeschränkten Einfluss darauf, von wem Assistenz angenommen werden muss; Isolierung und Absonderung vom selbstbestimmten Leben in der Gemeinschaft; fehlende Selbstbestimmung über alltägliche Entscheidungen; fehlende Wahlfreiheit hinsichtlich der Mitbewohnerinnen und Mitbewohner; starre Abläufe losgelöst von persönlichen Wünschen und Präferenzen; identische Aktivitäten am gleichen Ort für eine Gruppe von Menschen unter der Aufsicht einer Person; ein paternalistischer Ansatz bei der Bereitstellung von Diensten; eine überwachte Form des Wohnens und zusätzlich in vielen Fällen eine überdurchschnittlich hohe Anzahl von Personen mit Behinderungen, die im gleichen Umfeld leben….“

Abs. 30,34,49,51


Vorurteil 7: SL für alle Behinderten ist zu teuer

Art. 19 UN BRK
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu ermöglichen, indem sie unter anderem gewährleisten, dass 
a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben; 
b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist; 
c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen. 

Allgemeine Bemerkungen Nr. 5 
Abs. 21: „ Wenn bei Menschen mit Behinderung ein hoher Unterstützungsbedarf festgestellt wird, sehen Vertragsstaaten die Heimunterbringung oft als einzige Lösung, insbesondere, wenn der persönliche Unterstützungsbedarf als zu teuer angesehen wird oder dem behinderten Mensch ein Leben außerhalb von Einrichtungen nicht zugetrautwird.  Menschen mit intellektuellen Beeinträchtigungen, insbesondere solche mit komplexen Kommunikationsbedarfen wird häufig bescheinigt, nicht in der Lage zu sein, außerhalb von Einrichtungen zu leben. Eine solche Denkweise widerspricht Artikel 19, da sich dort das Recht auf unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft auf alle Menschen mit Behinderungen erstreckt, unabhängig vom Grad der geistigen Fähigkeiten, der funktionellen Fähigkeiten und dem Unterstützungsbedarf.“

Abs. 36


Vorurteil 8: SL ist für behinderte Frauen wie behinderte Männer gleich!

Art. 19 UN BRK
Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu ermöglichen, indem sie unter anderem gewährleisten, dass 
a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben; 
b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist; 
c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen. 

Allgemeine Bemerkungen Nr. 5
Abs. 73: „Oft sind Frauen und Mädchen mit Behinderungen (Art. 6) mehr ausgesondert und isoliert,  und sie erfahren hinsichtlich Wohnort und Wohnverhältnisse stärkere Einschränkungen weil paternalistische Stereotypen  und patriarchale Verhältnisse in der Gesellschaft vorherrschen. Frauen und Mädchen mit Behinderungen erleben auch geschlechtsspezifische, mehrdimensionale und intersektionale Diskriminierung, und sind vermehrt von Zwangseinweisungen, Gewalt und Missbrauch, einschließlich sexueller Gewalt und sexueller Belästigung betroffen. (….) Deshalb sollte bei der Umsetzung des Rechts auf unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft die Gleichstellung der Geschlechter, die Abschaffung geschlechtsbasierter Diskriminierung und patriarchaler Verhälnisse besonders beachtet werden.“

Abs. 74–76
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